
Bundessozialgericht
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.I m N a m e n d e s V‘o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

verkündet am 1ooaßouooooß|>nn\onaaaa.0|aonuoo:hoooßanooao«>aoaooaooß

28„ Mai 1968

Kläger und Revisionskläger,

“ProzeßbeVOllmäChtigter:
ooooooooooooooonocoooaooo

.

oaoaooooooooooooo ooooo ooooo.oooonociooaoooo...coc

Beklagter und Revisionsbeklagter9

_Prozeßbevollmächtigter:
000000000000600'500.09000

Der 60 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 280 Mai 1968 durch

Senatspräsident ” Dr° L a n g k e i t

‚ - - Vorsitzender —‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter ' Schroeder—Printzen‚

Bundessozialrichter S c h m e u s e r und

’Bundessoziälrichter Dr° D e g e n h a r d

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Niedersachsen vom 1° März 1967

wird zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander keine Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der Kläger9 1902 geboren und seit 1957 gemeinsam mit seiner

Ehefrau in einer al lgeme inär Zt 11chen Prax i S. in W“‘:11t"11":it':i'::::ffji::ij:ij:;;.9

einem kleinen Ort bei Celle‚ tätig, wendet sich gegen die

Entziehung seiner Kassenzuleesung° '
‚

Im Jahre 1952 wurde bei ihm im Anschluß an eine Leber—

erkrankung (Hepatitis) zum ersten Mal eine übermäßige Ein—

nahme von Betäubungsmitteln festgestellt° Er befand sich

deswegen um die Jahreswende 1952/55 mehrere Wochen im

Landeskrankenhaus Göttingen„ Die Entlassungsdiegnose

lautete: Medikamentenabusus bei endogenen Stimmungs-

sehwankungen° Im Frühjahr 1956 wurde er nach einem Rück—

fall erneut stationär behendelt(vom 80 Februar bis 90 Mai
1956 in den Wehrendorff'schen Krankenanstalten in Ilten

bei Hannover)„ Nach dem Krenkenblatt bestanä eine pOl3—

valente Medikamentensueht bei nihilistisch—neurotischer

Grundheltung„

In den folgenden Jahren stieg der Medikamentenverbrauch

des Klägers wiederum so erheblich, daß er 1961 bei einer

Apotheke Schulden von ca° 40000 DM hatte° Etwa von Herbst

1960 an verschrieb er die von ihm benötigten Mittel zum

Teil auch auf Kassenrezepten, verbrauchte sie aber für

sichc Ein deswegen eingeleitetes Ermittlungsvcrfehren
_stellte die Staatsanwaltschaft ein, weil seine strafrecht—

liche Verentwortlichkeit verneint wurde (@ 51 Abs° 1 StGB)°
Inzwischen war er am 6o April 1961 auf Grund eines Gut—

achtens des Gesundheitsamts Celle durch Beschluß des Amts—

gerichts Celle in das Landeskrankenheus Lüneburg eing wie—

sen werden; dort wurde er bis zum 200 Oktober 1961 wegen
einer symptomatischen Psychose paranoi■er Färbung auf dem

Boden einer chronischen Arzneimittelintoxikation behandelt;

Eine ähnliche Diagnose hatte der Amtsarzt in Celle vor der

..‘j-
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Krankenhauseinweisung gestellt° Daraufhin hatte am 150 Mai

1961 der Regierungspräsident in HannOVer das Ruben der

Befugnis zur Ausübung des ärztlichen Berufe angeordnet.

Diese Anordnung wurde am 200 Februar 1962 auf Grund
4

eines neuen amtsärztlichen Gutachtens vom November 1961

wieder aufgehoben°

Nachdem der Zulassungsausschuß Kenntnis von der Ruhené—

anordnung erhalten hatte, entzog er mit Beschluß vom

110 August 1961 auch die Zulassung zur kassenärztlichen

Tätigkeit: mit einer Wiederaufnahme der ruhenden Praxis

sei nicht zu rechnen.

Auf den Widerspruch-des Klägers holte der beklagte Be—

rufungsausschuß_ein nervenfachärztliches Gutachten von

Dr" med° habil„ W:t::rg Prtvatdozent an der Universi—

täts—Nervenklinik in Gt■::xir;g ein° Der Gutachter

stellte nach stationärer Untersuchung Ende März 1962

schwerwiegende Denkstörungen fest° Das Séhwergewicht

der Veränderungen liege auf dem Sektor der Persönlich«

keit, während man im Bereich der Intelligenz allenfalls

von ersten Zeichen einer beginnenden Demenz sprechen

könne. Der Kläger sei in eine süchtige Abhängigkeit

von Medikamenten geraten; als Folge des langjährigen

Mißbrauchs sei es zu einer symptomatischen Psychose

vom Typus des organischen Paranoids gekommen° Bei einem

zwölfjährigen Krankheitsprozeß mit wiederholten süch—

tigen und psychotischen Krisen bestehe im Augenblick

noch nicht die geringste Gewähr dafür, daß der Prozeß

der Süehtigkeit wirklich zum Abschluß gekommen sei,

zumal sich bei einer am Tage der stationären Aufnahme

durchgeführten Harnuntersuchung Abbauprddukte des

Pyramidons und des Luminals und mehrere basische
.Substenzen gezeigt hätten, die nicht näher hätten

definiert werden können° Daher müsse angenommen werden,

daß der Untersuchte auch weiterhin Medikamente in un—
bekanntem Umfang zu sich nehme° Der Kläger sei bis

1961 medikamentensüchtig gewesen; diese Sucht habe
....4...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

eine organische f= Wesensänderung und eine erhöhte An—
fälligkeit für eingn_■edikamentenmißbrauch verursacht° ni

Der Berufungsausschuß folgte diesem Gutachten und wies

mit Beschluß vom 60 Juni 1962 den Widerspruch zurück;

außerdem ordnete er die Vollziehung seiner Entscheidung

an: Die Medikamentensucht habe eine so starke Wescnsver—

änderung und Suchtanfälligkeit zur Folge gehabt, daß der

Kläger an schwerwiegenden persönlichen Mängeln leide;

die Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit müsse ihm

daher entzogen werden„

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Hannover nach mündlicher Anhörung eines Sachverständigen

und Einholung eines weiteren — ebenfalls auf stationärer

Beobachtung beruhenden — Gutachtens der Universitäts—

Nervenklinik Kiel als unbegründet abgewiesen (Urteil vom

130 Mai 1964)0 Die Gutachter (Prof„ Dr° 83:31:33 und Prof„

Dr° V:: 13 hatten als "geistigen Mangel oder Gebrechen"
eine mit sehr hoher Wahrscheinliehkeit fortbestehcnde Sucht—

tendenz angenommen, die Gefahr eines Rückfalls sei grund—

sätzlich als groß zu bezeichneno

Auch die Berufung des Klägers ist erfolglos gebliebeno Nach

Ansicht des LSG ergibt sich aus dem überzeugenden Gutachten

von Dr„ Wix:xxy daß der Kläger in dem Zeitpunkt, der für

die Prüfung der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Entzie—

hungsbeschlusses maßgebend sei, nämlich zur Zeit des Er—

lasses der Entscheidung des Berufungsausschusses, "noch

nicht die geringste Gewähr dafür geboten" habe‚ daß der

Prozeß der Süchtigkeit bei ihm wirklich zum Abschluß ge—
kommen sei; die Zulassung sei ihm daher zu Recht entzogen

werden (Urteil vom 1„ März 1967)°

Mit der zugelassenen Revision macht der Kläger geltend,

das LSG hätte bei seiner Entscheidung von dem Sachstand

zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung ausgehen müs—

sen, zumal die Entziehung praktisch nicht vollzogen werden

_5_
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sei: Er habe seine Kassenpraxis unter stillschweigender

Duldung der Beklagten formell unter dem Namen seinarEhe—

freu weiter ausgeübt? Außerdem habe bei ihm keine echte

‚Sucht vorgelegen9 er habe die Tabletten nur zur Schmerz—

bekämpfung genommen° Der Kläger beantragt‚

die Urteile des LSG Niedersachsens vom

30 März 1967 und des SG Hannover vom

13, Mai 1964 sowie die Beschlüsse des

‘
Zulassungsausschusses Hannover vom
110 August 1961 und des beklagten Be—

.
rufungsausschusses vom 6„ Juni 1962

eß#$uheben°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Bei der Entscheidung des Senats hat Bund0ÜßOZialrichter

Sj■wnznxx;mitgewirkt, obwohl an sich Bundessozielrichter

NÜXX;;I an der Reihe gewesen wäre„ Dieser war jedoch

nach @ 60 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) von
der Ausübung des Richteramtes ausgeschlossen, weil

er an einer Sitzung des beklagten Berufungseusschusses

teilgenommen hat, in der beschlossen worden ist, den

Kläger nervenärztlich untersuchen zu lassen" Wie der

Senat schon früher entschieden hat, ist nach Wortlaut

und Zweck des @ 60 Abs° 2 SGG jeder, der — wie Bundes—

sozialriohter Neldner - bei dem vorausgegengenen Ver—

waltungsverfehren in mehr als nur formaler Weise mit—

gewirkt hat, für den nachfolgenden Rechtsstreit vom

_ 6 _
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Richteramt ausgeschlossen (SozR SGG @ 60 Nr° 7)o

Die Revision des Klägers ist unbegründet° Die vom Zu—

'lassungsausschuß am 110 August 1961 beschlossene und vom
beklagten Berufungsausschuß am 60 Juni 1962 bestätigte

Entziehung der Kassenzulassung des Klägers ist rechtmäßig,

wie die Vorinstanzen zutreffend entschieden habeno

Da hier ein Vorvcrfahren stattgefunden hat — das Verfahren

vor dem Berufungsausschuß gilt als Vorverfahren (@ 368 b

Abs„ 7 BVD) —, ist Gegenstand des Rechtsstreits der Ent—
ziehungsbeschluß des Zulassungsausschusses in der Gestalt‚

die er durch die Entscheidung des Berufungseusschusses

erhalten hat (5 95 SGG)„
Daß der Berufungsausschuß bei seiner Entscheidung auch

Änderungen der Sach— oder Rechtslage zu berücksichtigen
hat, die nach Erlaß der Entscheidung des Zuleseungseus—

schusses eingetreten sind, hat der Senat in anderem Zu—

sammenhang — für die früher häufigen Auswehlstreitigkeitcn

unter mehreren Bewerbern um die Zulassung für einen ausge—
schriebenen Kassenarztsitz — schon entschieden (vgl° BSG

11, 119 Leitsatz 2)„ Nichts anderes kann indessen für

Streitigkeiten über die Entziehung der Kassenzulassung

gelten° Im Falle des Klägers hatte der Berufungsaueschuß

somit zu beachten, daß die am 150 Mai 1961 ergangene und

bei Erlaß der Entscheidung des Zulassungsausschusses noch

wirksame Anordnung über das Ruhen der Bestellung des Klägers

inzwischen (am 20° Februar 1962) wieder aufgehoben werden

ware Entgegen der Ansicht des Klägers brauchte der Beru—

fungsausschuß deswegen jedoch das Verwaltungsverfehren

nicht wieder an den Zulassungsausschuß zurückzugeben, son—

dern konnte — als zweite Verwaltungsinstanz — selbst über

die Entziehung der Kassenzulassung des Klägers auf Grund

des bei Erlaß seiner Entscheidung vorliegenden Sachverhalts

befindeno

_ 7 _
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Daß auch die Gerichte bei Nachprüfung der Entscheidung

des Berufungsausschusses grundsätzlich von den gleichen

tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen auszugehen'ir

haben, die der Berufungsausschuß seiner Entscheidung zu«

grundegelegt hat, ist ebenfalls schon in dem genannten

Urteil des Senats geklärt werden (vgl.° ferner BSG 77

8 Leitsatz 5, 15; 14, 71, 76; SozR VeerG @ 47 Nr° 11)°

Eine Ausnahme hat dabei der Senat allerdings für den

Fall gemacht, daß einem Kaesenarzt die Zulassung zur

Kassenpraxis wegen Rauschgiftsucht entzogen worden ist,

die Entziehung aber bisher nicht wirksam geworden ist,

weil_dagegen Anfechtungsklage erhoben und die sofortige

Vollziehung nicht angeordnet ist: In einem solchen

Fall hätten die Gerichte des ersten und zweiten Rechts—

zuges bei der Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der

— noch nicht vollzogenen — Zulassungsentziehung eine

Änderung der Sachlage, namentlich eine im Laufe des

Rechtsstreits eingetretene Heilung von der Sucht,

regelmäßig zu berücksichtigen (BSG 7‚ 129; vgl. dazu
auch Heinemann/Liebold, Kassenarztrecht 4° Auflage,

5 368 a Anm° 11, S„ I 7 g)° Die Voraussetzungen für
die Anwendung dieser — im wesentlichen mit Billig—

keitserwägungen begründeten (BSG 7, 137) — Recht—

sprechunv des Senats sind jedoch im vorliegenden Fall

nicht erfüllt, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat°

Der beklagte Berufungsausschuß hat hier im öffent—

lichen Interesse den sofortigen Vollzug seiner Ent—

scheidung angeordnet° Die Entziehung ist daher mit

Zustellung der Entscheidung wirksam geworden (vgl°

BSG15, 177), hat also das Kassenarztverhältnis des
Klägers — vorbehaltlich einer anderen Entscheidung

der Gerichte — abschließend gestaltet; neue Tatsachen

haben deshalb die Rechtmäßigkeit der Entscheidung

des Berufungsausschusses nicht mehr beeinflussen

können (Vgl° auch BVerwG in DVBl 1968, 153 f)„ Dabei

_ 8 _
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ist es entgegen dem Vorbringen des Klägers unerheblich,

daß seine als Kassenärztin zugelassene Ehefrau die Praxis

des Klägers bisher mitversorgt hat und der Kläger ihr dabei,
naChdem das Ruben seiner Bestellung wieder aufgehoben wor—

den war, möglicherweise geholfen hat° Diese besonderen tet-

sächlichen Umstände des Einzelfalles ändern nichts daran, '

daß mit der Züstellung der Entscheidung des Berufungsaus—

schusses die Entziehung der Käseenzulassung des Klägers

rechtswirksam geworden ist, neue Tatsachen also nicht mehr

berücksichtigt werden können° Die Rechtmäßigkeit der ange—

fochtenen Entscheidung ist somit nach den Verhältnissen im_'

Zeitpunkt ihres Erlasses (Juni 1962) zu beurteileno '

.-Zu dieser Zeit lag die mehr als halbjährige stationäre

Behandlung des Klägers im Landeskrankenheus Lüneburg

erst 8 Monate zurück° Bei seiner Untersuchung durch Dr°

Wieser Ende März 1962 waren noch deutliche Spuren eines

fortgesetzten Medikamentenverbrauehs unbekannten Umfangs

gefunden werden° Der Berufungsausschuß hat deshalb auf

Grund des Gutachtens von Dr„ Wii; 3 unbedenklich ahnen»

men dürfen, daß der Kläger angesichts der Krenkheitsvor—

geschichte noch keinerlei Gewähr dafür bot, daß er sich

von seiner Sucht freigemacht hatten Ob es sich 1961 um
eine eigentliche Rauschgiftsucht wie in den früheren

Jahren gehandelt hat, haben die Vorinstan2en mit Recht

unentschieden gelassen° Auch wenn der Kläger in der hier

fraglichen Zeit keine spezifischen Rauschgifte (Betäu—

bungsmittel) zu sich genommen haben sollte, so
hat

er

nach den von ihm nicht angegriffenen Feststellungen des!

LSG mindestens Medikamente in solcher Menge verbraucht‚

daß er bis Juni 1962 als stark suchtgefährdet anzusprechen

war° Bei ihm bestand deshalb bis zu dieser Zeit ein schwer—

wiegender persönlicher Mangel im Sinne des 5 21 der Zu;
lassungsordnung für Kassenärzte, der ihn für die weitere

...9...
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Ausübung der Kassenpraxis zunächst ungeeignet machte und die

Entziehung der Zulassung rechtfertigte° Eebei kommt es nicht

darauf an, welche Ursachen der 1952 erstmals und in den

Jahren 1956 und 1961 erneut festgestellten Medikamenten—

sucht des Klägers zugrundeliegen, ob er insbesondere, wie

er verträgt, die Tabletten ursprünglich zur Schmerzbekämpfung

genommen hat. Für die Eignung eines Arztes als Kassenerzt

ist allein die Tatsache} nicht die Genese einer Sucht

von Bedeutung° Auch eine Arzneimittelsucht, die auf

einer zunächst medizinisch begründeten Tabletteneinnahme

beruht, gefährdet die Patienten des Arztes und kann bei

den Versicherungsträgerh Zweifel an seiner Vertraumrwür—

digkeit begründen„ Sie macht ihn deshalb als Kassenarzt

solange ungeeignet, als er sich nicht von seiner Sucht

endgültig befreit hat° Da dies beim Kläger jedenfalls

zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Entscheidung
noch nicht der Fall war, haben die Vorinstanzen seine

Klage mit Recht als unbegründet abgewiesenc

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG°
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